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Frage 1:  
Wie steht Ihre Partei zum Grundeinkommen gemäß den vier Kriterien* des Netzwerk 
Grundeinkommen?  
 
Frage 2:  
Welche Ihrer Meinung nach mit der Einführung des Grundeinkommens verbundenen 
weiteren Reformen strebt Ihre Partei an?  
 
Frage 3:  
Will und wie will Ihre Partei die Diskussion und die Einführung eines Grundeinkommens in 
Deutschland befördern?  
 
Frage 4:  
Wie steht Ihre Partei zur Forderung, eine Enquete-Kommission im Deutschen Bundestag 
einzurichten, in der Idee, Modelle und Einführungsstrategien eines Grundeinkommens 
diskutiert werden? Ist Ihre Partei bereit, Bürgerschaftsforen und -konvente anlässlich der 
Enquete-Kommission zum Grundeinkommen zu unterstützen, und somit eine breite 
Öffentlichkeit in die gesellschaftliche Diskussion über das Grundeinkommen einzubeziehen?  
 
Frage 5:  
Wie stehen Sie zur Forderung, die Einführung des Grundeinkommens in Deutschland mit 
einem bundesweiten Volksentscheid zu verbinden? (Was natürlich voraussetzt, dass dieser 
möglich ist.)  
 
Frage 6:  
Das Europäische Parlament hat sich in zwei Entschließungen wie folgt zum 
Grundeinkommen in der EU geäußert: Entschließung des Europäischen Parlaments vom 9. 
Oktober 2008 zur Förderung der sozialen Integration und die Bekämpfung der Armut, 
einschließlich der Kinderarmut, in der EU (2008/2034(INI)): Das Europäische Parlament 
„fordert die Kommission auf, die armutsbekämpfende Wirkung des bedingungslosen 
Grundeinkommens für alle zu prüfen.“  
Entschließung des Europäischen Parlaments vom 20. Oktober 2010 zu der Bedeutung des 
Mindesteinkommens für die Bekämpfung der Armut und Förderung einer integrativen 
Gesellschaft in Europa (2010/2039(INI)): Das Europäische Parlament „ist der Auffassung, 
dass die verschiedenen Erfahrungen mit Mindesteinkommen sowie mit dem  



 
bedingungslosen Grundeinkommen für alle, gepaart mit zusätzlichen Maßnahmen zur 
sozialen Einbeziehung und zum sozialen Schutz, zeigen, dass es sich um wirksame Formen 
zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung und zur Gewährleistung eines Lebens 
in Würde für alle handelt; fordert daher die Kommission auf, eine Initiative zur Unterstützung 
anderer Erfahrungen in den Mitgliedstaaten auf den Weg zu bringen, die bewährte Verfahren 
berücksichtigen und anregen, und individuell verschiedenen Modelle des angemessenen 
Armut verhindernden Mindest- bzw. Grundeinkommens als Maßnahme zur Armutsprävention 
und zur Sicherung der sozialen Gerechtigkeit und Chancengleichheit für alle Bürger (…) 
bejahen.“ Das Europäische Parlament „fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, 
zu prüfen, wie verschiedene Modelle bedingungsloser und der Armut vorbeugender 
Grundeinkommen für alle zur gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Eingliederung 
beitragen könnten, wobei insbesondere zu berücksichtigen ist, dass sie nicht stigmatisierend 
wirken und geeignet sind, Fälle von verschleierter Armut zu vermeiden.“  
 
Frage 6a:  
Welche Positionen nimmt Ihre Partei zu diesen Forderungen des Europäischen Parlaments 
ein?  
 
Frage 6b:  
Welche Aktivitäten haben Ihre Partei bzw. Ihre Abgeordneten zur Umsetzung dieser 
Forderungen unternommen?  
 
Frage 7:  
Das Grundeinkommen wird als Menschenrecht diskutiert, das, wie alle Menschenrechte, 
allen Menschen bedingungslos zusteht.  
 
Frage 7a: 
Wie bewertet Ihre Partei ein weltweites Grundeinkommen für alle Menschen, dass die 
Existenz und gesellschaftliche Teilhabe auf dem jeweiligen nationalen Niveau sichert?  
 
Frage 7b: 
Engagiert sich Ihre Partei für die Beförderung eines weltweiten Grundeinkommens? Wenn ja, 
wie?  
 
Frage 8: 
Unter dem Stichwort Digitalisierung deuten sich enorme Veränderungen in der 
Erwerbsarbeitswelt an.  
 
Frage 8a:  
Welche erwerbsarbeits- und sozialpolitischen Maßnahmen und Instrumente werden in Ihrer 
Partei diskutiert und welche konkreten politischen Maßnahmen erachtet Ihre Partei als 
notwendig, um diesen Wandel im Sinne der Bedürfnisse der Menschen zu gestalten?  
 
Frage 8b:  
Welche Rolle könnte in dieser Hinsicht aus der Sicht Ihrer Partei das bedingungslose 
Grundeinkommen spielen?  
 
Frage 9:  
Die bestehenden Grundsicherungssysteme sind in der Kritik.  
 
Frage 9a:  
Welche Änderungen bzw. Anpassungen (Höhe, Sanktions- und Repressionsfreiheit, 
Individualisierung der Leistung etc.) an bestehenden Grundsicherungen (SGB II / SGB XII) 
plant Ihre Partei?  



 
Frage 9b:  
Wie steht Ihre Partei zur Auffassung des ehemaligen Leiters der Sektion Zwangsarbeit der 
Internationalen Arbeitsorganisation (IAO), dass der Sanktionsparagraf des SGB II (bekannt 
als Hartz IV) in Bezug auf Aufnahme einer Lohnarbeit ein völkerrechtswidriger Verstoß 
gegen das Verbot von Zwangsarbeit ist? Dazu (https://www.boeckler.de/pdf_fof/96400.pdf)  
 
Frage 12: 
Das Grundeinkommen hat in den meisten Modellen, neben Armutsprävention und 
angestrebter selbstbestimmter Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit mit anderen Formen 
menschlicher Tätigkeit (Care-Arbeit, am Gemeinwesen orientierte Tätigkeit, 
bürgerschaftliches Engagement), auch eine verteilungspolitische Funktion. Sieht Ihre Partei 
in verteilungspolitischer Hinsicht Handlungsbedarf und welche Maßnahmen schlägt Ihre 
Partei diesbezüglich vor?  
 
 
gemeinsame Antwort zu 1 – 9 und 12: 
Die SPD lehnt ein bedingungsloses Grundeinkommen ab. Es entwertet die Leistung der 
arbeitenden Menschen. Das Grundeinkommen schließt Menschen von der Teilhabe an 
Arbeit und gesellschaftlichem Zusammenhalt aus. Uns kommt es vielmehr darauf an, die 
hohe Qualifikation der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Deutschland angesichts des 
digitalen Umbruchs in der Arbeitswelt maximal zu erhalten.  
Wir wollen daher in die gute Qualifikation der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
investieren. Dafür schaffen wir ein Recht auf Weiterbildung. Arbeitslose, die innerhalb von 
drei Monaten keine neue Beschäftigung finden, sollen von der Bundesagentur für Arbeit ein 
Angebot für eine Qualifizierungsmaßnahme erhalten, um so ihre Vermittlungschancen zu 
erhöhen. Für die Dauer der Teilnahme an Qualifizierungsmaßnahmen soll es ein neues 
Arbeitslosengeld Q (ALG Q) geben. Wir werden die Arbeitslosenversicherung zu einer 
Arbeitsversicherung weiterentwickeln und dementsprechend einen Umbau der 
Bundesagentur für Arbeit zu einer Bundesagentur für Arbeit und Qualifizierung vorantreiben. 
Die Arbeitsversicherung darf nicht erst bei Arbeitslosigkeit reagieren! Auch wer in 
Beschäftigung ist, soll bereits eine unabhängige Beratung zu Fort- und 
Weiterbildungsmöglichkeiten in Anspruch nehmen können. Alle Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer sollen ein persönliches Chancenkonto erhalten, das mit einem staatlichen 
Startguthaben ausgestattet ist. Es kann eingesetzt werden für die Finanzierung von 
Weiterbildung und Qualifizierung, die über reine Erhaltungsqualifikationen hinausgehen, 
denn dafür müssen die Unternehmen Verantwortung tragen. Man kann es zudem nutzen für 
Gründungen und den Übergang in die Selbstständigkeit. 
 
Arbeit bleibt für uns die Grundlage von Wohlstand und sozialer Sicherheit. Arbeit gibt es in 
der Gesellschaft genug. Sie muss organisiert und gerecht verteilt werden. Deswegen halten 
wir an der Forderung der Vollbeschäftigung fest. In diesem Sinne ist auch die 
Grundsicherung für Arbeitsuchende im SGB II nicht bedingungslos, sondern mit den 
Bemühungen zur Integration in den Arbeitsmarkt verknüpft. Wir wollen die individuelle 
Förderung der Arbeitsuchenden in den Jobcentern verbessern. Im Vordergrund müssen der 
Erhalt und der Ausbau von Beschäftigungsfähigkeit gegenüber der schnellen Vermittlung 
stehen. Die schärferen Sanktionen für unter 25-Jährige werden wir aus dem SGB II 
streichen. Die Sanktionierung von Leistungen für Kosten der Unterkunft werden wir 
abschaffen. Niemand darf aufgrund einer Sanktion wohnungslos werden. 
Darüber hinaus erkennen wir an, dass es jenseits der Erwerbsarbeit wichtige Arbeit in allen 
Bereichen der Gesellschaft gibt, die zu fördern ist. Dies geschieht im Übrigen bereits heute 
vielfach, etwa durch die rentenrechtliche Absicherung von Kindererziehungszeiten und 
Pflegezeiten, oder die Absicherung ehrenamtlicher Tätigkeiten in der Unfallversicherung. 
 
 
Frage10:  
Welche konkreten Maßnahmen sieht Ihre Partei als notwendig an, um Kinder- und 
Altersarmut zu beseitigen?  
 



Frage 10a:  
Sieht Ihre Partei mit einer ausreichenden Grundrente für alle eine Chance, Armut im Alter 
abzuschaffen?  
 
gemeinsame Antwort zu 10 und 10 a: 
Die SPD tritt für eine Solidarrente ein. Wer 35 Jahre oder länger Beiträge gezahlt hat 
und/oder Zeiten für Kindererziehung und Pflege angerechnet bekommt, soll einen Anspruch 
auf eine gesetzliche Solidarrente haben, sofern keine ausreichende Anzahl an 
Entgeltpunkten und kein umfangreiches sonstiges Einkommen im Haushalt vorhanden ist. 
Mit der Solidarrente wollen wir ein Alterseinkommen für langjährig Beschäftigte 
gewährleisten, das zehn Prozent über dem durchschnittlichen Grundsicherungsanspruch am 
Wohnort liegt. Regional unterschiedliche Wohnkosten werden so berücksichtigt.  
 
 
Frage 10b:  
Sieht Ihre Partei mit einem jedem Kind zustehenden, ausreichenden Grundeinkommen eine 
Chance, Kinderarmut abzuschaffen? 
 
Antwort: 
Kinderarmut darf es in einem so reichen Land wie unserem nicht geben. Denn sie bedeutet 
vor allem auch einen schlechteren Zugang zu Bildung, Kultur und Sport. Das bedeutet mithin 
schlechtere Zukunftschancen. 
Wir werden die Benachteiligung von Kindern armer Eltern beseitigen und ihnen eine 
gleichberechtigte Teilhabe ermöglichen. Dabei werden wir vor allem auch die besondere 
Lebenssituation von Kindern berücksichtigen, die mit einem Elternteil aufwachsen. Wir 
wollen die Arbeitsmarktbeteiligung und die finanzielle Situation der Eltern ebenso verbessern 
wie die Teilhabechancen von Kindern – unabhängig von der sozialen Lage ihrer Eltern. Gute 
und bedarfsgerechte Kitas und Ganztagsschulen sind dafür die entscheidende 
Voraussetzung. Gleichzeitig wollen wir ein nach Einkommen und Kinderzahl gestaffeltes 
Kindergeld einführen, das Kindergeld und Kinderzuschlag zusammenführt. 
Mit Blick auf die politisch gewünschten Ziele (Vermeidung von Kinderarmut, Zugang zu 
Bildung für alle Kinder und gleiche Förderung aller Kinder unabhängig vom Einkommen der 
Eltern) werden wir das Konzept der Existenzsicherung für Kinder mit den unterschiedlich 
zusammenwirkenden Instrumenten regelmäßig überprüfen und gegebenenfalls anpassen. 
Jedes Kind ist uns gleich viel wert und niemand soll wegen seiner Kinder arm werden.  
Die Rechte von Kindern und Familien werden wir auch in Bezug auf Teilhabechancen im 
Bereich der Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) weiter stärken. 
 
 
Frage11: 
Welche konkreten Vorschläge unterbreitet Ihre Partei, um den Menschen mehr finanziell 
abgesicherte Selbstbestimmung über ihre Erwerbsarbeits- und Lebenszeit zu ermöglichen, 
zum Beispiel durch eine steuerfinanzierte Absicherung einer Auszeit?  
 
Antwort: 
Siehe auch Ausführungen zum Chancenkonto (gemeinsame Antwort zu 1 – 9 und 12) 
Mehr selbstbestimmte Arbeitszeitgestaltung ist ein zentrales Ziel, um mehr Vereinbarkeit von 
Arbeit und Leben zu ermöglichen. Beschäftigte sollen mehr Wahlmöglichkeiten bei ihrer 
Arbeitszeit und für ihren Arbeitsort erhalten, sofern betriebliche Belange dem nicht 
entgegenstehen. Wir wollen daher, in enger Abstimmung mit Gewerkschaften und 
Unternehmen, ein Wahlarbeitszeitgesetz auf den Weg bringen, in dem Rechtsansprüche der 
Beschäftigten, finanzielle Unterstützung in bestimmten Lebensphasen und Anreize für die 
Aushandlung betrieblicher Wahlarbeitskonzepte miteinander verzahnt sind. Ein wichtiger 
Baustein ist hierbei das Recht, nach einer Phase der freiwilligen Teilzeitarbeit auf die frühere 
Arbeitszeit zurückzukehren. 


